
Nachschlagewerk: ja

BGHZ: nein

ZPO §§ 286 E, 411 Abs. 3, 528 Abs. 3

Hat eine Partei das Recht zur Anhörung des gerichtlichen 
Sachverständigen durch grobe Nachlässigkeit im ersten 
Rechtszug verloren, so kann das Berufungsgericht gleichwohl 
verpflichtet sein, substantiierten Einwänden gegen das Gut­
achten durch eine Anhörung des gerichtlichen Sachverständi­
gen von Amts wegen nachzugehen.

BGH, Urt. v. 10. Dezember 1991 - VI ZR 234/90 - OLG Frankfurt/Main
LG Wiesbaden
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 10. Dezember 1991 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Steffen und die Richter 
Dr. Lepa, Bischoff, Dr. von Gerlach und Dr. Müller

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 10. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Frankfurt am Main vom 8. Juni 1990 aufge­
hoben .

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen .

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)
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Kostenlos
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Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Tatbestand:

Der Kläger wurde am 11. Juli 1979 auf dem ampelgeregel­
ten Fußgängerüberweg in der Einmündung der A.-Allee/K.-Ring 
in W. von dem Pkw des Erstbeklagten, der bei der Zweitbe­
klagten haftpflichtversichert ist, erfaßt und zu Boden ge­
schleudert. Das Krankenhaus stellte bei ihm am Unfalltage 
Hautabschürfungen, Prellungen beider Unterschenkel und eine 
Prellung der linken Schulter fest. Die städtischen Kliniken 
attestierten drei Tage später "multiple Prellungen". In den 
Arztberichten vom 12. und 15. März 1980 ist davon die Rede, 
daß der Kläger am rechten Unterschenkel an einer ausgepräg­
ten Varicosis (Krampfaderbildung) leide. Drei Jahre später, 
am 6. Mai 1983, wurde bei dem Kläger ein komplettes post­
thrombotisches Syndrom der Ober- und Unterschenkeletage 
festgestellt, welches ständige ärztliche Behandlung erforde­
re. Die Erwerbsminderung des Klägers aufgrund seiner Beinbe­
hinderung ist mit 50% anerkannt.

Der Kläger führt seine heutigen Beinbeschwerden auf den 
Unfall zurück. Er verlangt von den Beklagten 50% seines Un­
fallschadens ersetzt, nämlich 4.204,80 DM Arztkosten, sowie 
ein Schmerzensgeld, das er mit 50.000 DM für angemessen 
hält. Ferner begehrt er die Feststellung der Pflicht der 
Beklagten zum Ersatz von 50% aller noch entstehenden mate­
riellen und immateriellen Schäden aus dem Unfall, soweit die 
Ansprüche nicht auf den Träger öffentlicher Versorgung über­
gegangen sind.

Das Landgericht hat dem Kläger unter Abweisung der 
Klage im übrigen als materiellen Schadensersatz 177 DM und
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ein Schmerzensgeld von 300 DM zugesprochen. Das Oberlandes­
gericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der 
Revision verfolgt der Kläger seine Ansprüche, soweit er in 
den Vorinstanzen keinen Erfolg gehabt hat, weiter.

Entscheidunqsqründe:

I.

Nach Auffassung des Berufungsgerichts haben die Beklag­
ten nach §§ 823, 847 BGB, § 3 PflVG für den Unfallschaden 
einzustehen, weil der Erstbeklagte in ungeklärter Verkehrs­
lage zu schnell an den Fußgängerüberweg herangefahren sei 
und dadurch den Unfall verschuldet habe. Allerdings könne 
der Kläger seinen Schaden nur zu einem Teil ersetzt verlan­
gen. Das Berufungsgericht hat, von der Revision nicht ange­
griffen, festgestellt, daß der Kläger den Fußgängerüberweg 
betrat, als die für ihn maßgebliche Ampel längst rot zeigte. 
Unter Abwägung der beiderseitigen Verschuldensbeiträge hält 
es, dem Landgericht folgend, eine Schadensquotelung von 70% 
zu Lasten des Klägers und 30% zu Lasten der Beklagten für 
gerechtfertigt.

Im übrigen hat das Berufungsgericht über das Urteil des 
Landgerichts hinausgehende Schadensersatzansprüche verneint, 
weil nicht als erwiesen angesehen werden könne, daß die heu­
tigen postthrombotischen Beschwerden des Klägers an seinen 
Beinen auf den Unfall zurückzuführen seien. Dabei stützt 
sich das Berufungsgericht auf das Gutachten des Sachverstän­
digen Prof. Dr. C.. Eine mündliche Anhörung des Sachverstän­
digen hat das Berufungsgericht abgelehnt. Zur Begründung hat
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es ausgeführt, der dahingehende Antrag des Klägers sei vom 
Landgericht mit Recht als verspätet zurückgewiesen worden, 
weil dieser den Antrag auf Anhörung des Sachverständigen aus 
grober Nachlässigkeit erst unmittelbar vor dem Termin zur 
mündlichen Verhandlung gestellt habe und deshalb die Anhö­
rung in diesem Termin nicht mehr habe durchgeführt werden 
können. Gemäß § 528 Abs. 3 ZPO bleibe der Kläger daher mit 
seinem Antrag auf Anhörung des Sachverständigen auch in der 
Berufungsinstanz ausgeschlossen.

TI.

1. Soweit sich die Revision dagegen wendet, daß das Be­
rufungsgericht bei der Bemessung der Haftungsquoten auf sei­
ten des Beklagten zu 1) lediglich dessen Eigenverschulden, 
nicht aber die Betriebsgefahr seines Fahrzeuges berücksich­
tigt habe, ist das Rechtsmittel unbegründet. Das Berufungs­
gericht hat das Verschulden beider Parteien am Zustandekom­
men des Unfalls - dem Landgericht folgend - ausführlich dar­
gestellt. Es besteht kein Anlaß zu der Annahme, das Beru­
fungsgericht habe bei der Abwägung der zu dem Unfall führen­
den Beiträge etwa das dem Pkw innewohnende Gefährdungspoten­
tial, das sich über das Verschulden des Erstbeklagten in dem 
Unfall niedergeschlagen hat, unberücksichtigt gelassen hat.

2. Begründet ist die Revision hingegen, soweit sie sich 
gegen die Annahme des Berufungsgerichts wendet, die heutigen 
postthrombotischen Beschwerden des Klägers seien nicht un­
fallbedingt. Die Revision rügt zu Recht, daß das Berufungs­
gericht seine Pflicht zur umfassenden Aufklärung des Sach­
verhalts verletzt hat (§§ 286, 411 Abs. 3 ZPO).
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Dem Kläger war das Gutachten des gerichtlich bestellten 
Sachverständigen unter Fristsetzung zur Stellungnahme binnen 
drei Wochen am 29. November 1988 übersandt worden. Auf sei­
nen Antrag wurde die Frist um drei Wochen verlängert. Als 
nach Fristablauf keine Stellungnahme des Klägers eingetrof­
fen war, bestimmte das Landgericht am 12. Januar 1989 Termin 
zur mündlichen Verhandlung auf den 20. April 1989. Wenige 
Tage vor dem Termin, nämlich am 10. April 1989, beantragte 
der Kläger die Anhörung des Sachverständigen. Das Landge­
richt lud daraufhin Prof. Dr. C. zu dem vorgesehenen Termin. 
Dieser entschuldigte sich jedoch damit, daß er wegen ander­
weitiger Inanspruchnahme an diesem Tage nicht erscheinen 
könne. Das Landgericht hat daher am Terminstag ohne den 
Sachverständigen verhandelt und in dem darauf verkündeten 
Urteil den Antrag des Klägers auf mündliche Erläuterung des 
Gutachtens als verspätet zurückgewiesen.

In der Berufungsinstanz hat der Kläger die unterbliebe­
ne Anhörung gerügt und unter Vorlage einer gutachtlichen 
Stellungnahme des Gefäßchirurgen Prof. Dr. St. die Einholung 
eines Obergutachtens beantragt. Gleichwohl hat das Beru­
fungsgericht das Rechtsmittel des Klägers ohne weitere Be­
weisaufnahme zurückgewiesen.

Diese Verfahrensweise greift die Revision zu Recht als 
fehlerhaft an. Es kann allerdings dahingestellt bleiben, ob 
hier das Recht des Klägers, im Hinblick auf das in der Beru­
fungsinstanz vorgelegte Privatgutachten die mündliche Anhö­
rung des gerichtlichen Sachverständigen zu beantragen 
(§§ 398, 402 ZPO), nach § 528 Abs. 3 ZPO präkludiert war.
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Jedenfalls dringt die Revision mit der Rüge durch, das Be­
rufungsgericht habe es in verfahrensfehlerhafter Weise un­
terlassen, den Sachverhalt von Amts wegen weiter aufzu­
klären .

§ 411 Abs. 3 ZPO stellt die mündliche Anhörung des 
Sachverständigen zwar in das Ermessen des Gerichts. Das Er­
messen ist aber, worauf der Bundesgerichtshof schon mehrfach 
hingewiesen hat, gebunden. Es muß dahin ausgeübt werden, daß 
vorhandene Aufklärungsmöglichkeiten zur Beseitigung von 
Zweifeln und Unklarheiten des Gutachtens nicht ungenutzt 
bleiben dürfen (Senatsurteil vom 24. Februar 1987 - VI ZR 
295/85 - VersR 1988, 290 f. = BGHR ZPO § 411 Abs. 3 Anhö­
rung 2; BGH, Urteile vom 3. Juni 1977 - IV ZR 71/75 - 
VersR 1977, 733, 734; vom 27. Mai 1982 - III ZR 201/80 - 
NJW 1982, 2874, 2875 m.w.N.). Ein Antrag der beweispflich­
tigen Partei ist dazu nicht erforderlich. Ebensowenig steht 
der Anordnung nach § 411 Abs. 3 ZPO entgegen, daß die Partei 
ihr Antragsrecht wegen Verspätung verloren hat (Senatsurteil 
vom 10. Januar 1989 - VI ZR 25/88 - VersR 1989, 378).

Anlaß zu der so beschriebenen Ermessensausübung kann 
das von einer Partei vorgelegte Privatgutachten sein. Nach 
ständiger Rechtsprechung handelt es sich bei einem Privat­
gutachten um substantiierten Parteivortrag (BGHZ 98, 32, 40; 
BGH, Urteile vom 14. April 1981 - VI ZR 264/79 - VersR 1981, 
576; vom 27. Mai 1982 aaO; vom 9. November 1990 - V ZR 
108/89 - BGHR ZPO § 402 Privatgutachten 1). Einwände gegen 
das Gutachten eines gerichtlichen Sachverständigen, die auf 
diese Weise geltend gemacht werden, muß das Gericht ernst 
nehmen. Es muß ihnen nachgehen und den Sachverhalt weiter
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aufklären (Senatsurteile vom 19. Mai 1981 - VI ZR 220/79 - 
VersR 1981, 752 und vom 4. Dezember 1984 - VI ZR 139/83 - 
VersR 1985, 188; BGH, Urteil vom 5. März 1986 - III ZR 
245/84 - NJW 1986, 1928, 1930). Dazu bieten sich mehrere 
Möglichkeiten an: Das Gericht kann den Sachverständigen zu 
einer schriftlichen Ergänzung seines Gutachtens veranlassen 
oder ihn, wenn dies zweckmäßiger erscheint, zur mündlichen 
Verhandlung laden und befragen. Es kann statt dessen nach 
§ 412 ZPO auch ein weiteres Gutachten einholen (BGH, Urteile 
vom 14. April 1981 aaO; vom 6. März 1986 aaO; Senatsurteil 
vom 24. Februar 1987 aaO). In jedem Fall hätte sich das Be­
rufungsgericht mit dem Gutachten von Prof. Dr. St. auseinan­
dersetzen müssen. Dazu bestand hier auch deshalb besonderer 
Anlaß, weil der vom Kläger eingeschaltete Prof. Dr. St. als 
Gefäßchirurg über besondere Sachkunde verfügt und seine vom 
gerichtlichen Sachverständigen abweichende Beurteilung auf 
Spezialliteratur zur Gefäßchirurgie stützt; er hat außerdem 
bei dem Kläger eine eigene Gefäßuntersuchung (Phlebographie) 
durchgeführt, während der gerichtliche Sachverständige 
seiner Beurteilung lediglich die früheren phlebographischen 
Befunde aus dem Jahre 1983 zugrundegelegt hat. All das legte 
es nahe, den mit dem Privatgutachten vorgebrachten Einwänden 
gegen das Gutachten des gerichtlichen Sachverständigen we­
nigstens durch dessen persönliche Anhörung weiter nach­
zugehen.

III.

Das Urteil beruht auf diesem Verfahrensfehler. Es ist 
daher aufzuheben und die Sache an das Berufungsgericht



zurückzuverweisen. In der neuen Verhandlung wird das Beru­
fungsgericht prüfen müssen, auf welche Weise es den Sachver­
halt näher aufklärt, nämlich durch Einholung einer schrift­
lichen Ergänzung des Gutachtens, durch die mündliche Anhö­
rung des gerichtlichen Sachverständigen oder durch Einholung 
eines weiteren Gutachtens.

Dr. Steffen Dr. Lepa Bischoff

Dr. v. Gerlach Dr. Müller
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